






















































































































































































Aber auch die jährlichen Grenzwerte für die Strahlenexposition durch Inhalation kurzlebiger 
Radon-Folgeprodukte werden zu niedrigen Werten hin verändert. Zuerst empfahl ICRP 1955 
für Rn222-Folgeprodukte 12 WLM (120 mSv) /24/, 1981 waren es 4,8 WLM (48 mSv) 
112/und z. Z. beabsichtigt ICRP mit einer in Bearbeitung befindlichen neuen Richtlinie, eine 
weitere Reduzierung des jährlichen Grenzwertes vorzuschlagen. 

In der Bewertung epidemiologischer Erhebungen werden neben Radon und Radon­
Folgeprodukten häufig auch andere Noxen (Stoffe mit schädigender Wirkung auf den Orga­
nismus) mit berücksichtigt wie z. B. Arsen, Asbest, silikogener Staub, Schweißrauche, Die­
selmotoremissionen sowie Zigarettenrauch /10/. Auf diese Zusammenhänge, die gelegentlich 
in ihren Auswirkungen unterschiedlich gewichtet werden, wird hier nicht weiter eingegangen. 

3 Strahleninduzierte Berufskrankheiten 

Eine strahleninduzierte Berufskrankheit, die durch die Inhalation von Radon und Radon­
Folgeprodukte entstehen kann, ist wie bereits erwähnt, das Bronchialkarzinom. Dies soll am 
Beispiel des Uranbergbaus in Sachsen und Thüringen dargestellt werden. 

Der Uranbergbau wurde ab 1946 von der Sowjetischen Aktiengesellschaft Wismut 
(SAG Wismut) betrieben - ab 1954 von der Sowjetisch-Deutschen Aktiengesellschaft Wismut 
(SDAG Wismut). 1991 hat das Bundeswirtschaftsministerium die SDAG Wismut übernom­
men. Die Wismut hatte 1950 etwa 130000 Beschäftigte, von 1960 bis 1985 etwa 50000 Be­
schäftigte. Diese Zahl verringerte sich 1990 auf etwa 32000 /25/. Seit 1946 sollen bei der 
Wismut etwa 400000 Bergleute gearbeitet haben. Insgesamt wurden bis zur Einstellung der 
Erzförderung 1990 etwa 220000 t Uran gewonnen, die ausnahmslos in die Sowjetunion gelie­
fert wurden. 

Für die gesundheitliche Betreuung der Beschäftigten war das Gesundheitswesen Wismut zu­
ständig, das nicht der Leitung der SDAG Wismut unterstand, sondern rechtlich dem Zentral­
vorstand der Industriegewerkschaft Wismut und fachlich dem Ministerium für Gesundheits­
wesen /26/. Für den medizinischen Arbeitsschutz war eine Arbeitshygieneinspektion als Be­
standteil des Gesundheitswesens Wismut zuständig /27/. Über die Anerkennung von Berufs­
krankheiten entschied die Sozialversicherung Wismut. Ionisierende Strahlung war als Ursache 
von Berufskrankheiten nach Nr.51 und 92 der Liste der Berufskrankheiten anerkannt /28/. 

Mit dem Einigungsvertrag /22/ traten 1990 für das Gebiet der DDR das Dritte, Fünfte und 
Sechste Buch der Reichsversicherungsordnung (RVO) in Kraft /29/. Danach sind z. B. auch 
die Bestimmungen über Arbeitsunfall (§ 548 RVO), Berufskrankheit (§ 551 RVO, ab 
01.01.1992) und Berufsgenossenschaften als Träger der allgemeinen Unfallversicherung 
(§ 646 RVO) wirksam. In der Berufskrankheitenverordnung (BKVO) werden in Anlage 1 die 
Krankheiten bezeichnet, die als Berufskrankheit gelten /30/. Nr. 2402 in dieser Anlage 1 steht 
für Erkrankungen durch ionisierende Strahlen. 

Die Sozialversicherung Wismut hat 5237 Fälle von Bronchialkrebs bis 1990 als Berufskrank­
heiten anerkannt. 98 % der Fälle von Bronchialkrebs entfallen auf Bergleute, die bis 1955 
eingestellt wurden, und 2% auf die Einstellungen zwischen 1956 und 1960. In der Anerken­
nungspraxis für Bronchialkrebs als Berufskrankheit wurde nach damaligem Wissensstand zu­
nächst eine Anerkennungsschwelle mit 450 WLM definiert, und sie lag nach schrittweiser 
Anpassung an epidemiologische Erkenntnisse und nach den gültigen Bewertungskriterien für 
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die Radonexposition im Nichturanbergbau der DDR zuletzt bei folgenden Werten (zur Defi­
nition von WLM und Dosisrisiko siehe Kapitel 2): 

< 150 WLM : keine Anerkennung 
ab 150 bis< 200 WLM: Diskussion des Einzelfalles in der Ärztekommission (z. B. mögliche 

Fakten: gleichzeitige Silikose, Tätigkeit, Latenzzeit, histologische 
Untersuchung) 

~ 200 WLM Anerkennung 

Die Sozialversicherung Wismut war nicht an die Empfehlungen der Ärztekommission gebun­
den. 

Da etwa 98 % der Bronchialkrebsfälle Personen mit der Aufnahme bergmännischer Berufstä­
tigkeit bei der Wismut vor 1955 betreffen, war wegen der damaligen hohen Strahlenexpositi­
on der Beschäftigten in den meisten Fällen keine weitere Begründung notwendig. Allerdings 
führte die Absenkung der Anerkennungsschwelle nicht zur nachträglichen Anerkennung vor­
her abgelehnter Anträge. Auf diese Weise entstand ein aufzuarbeitender Bestand von etwa 
2500 Fällen /25/. Nach der bisherigen Erfahrung ist wegen der langen Latenzzeit des strahlen­
bedingten Bronchialkarzinoms bis auf weiteres mit etwa 200 neuen Erkrankungen pro Jahr zu 
rechnen, wie sich aus vorliegenden Daten ableiten läßt /25/. 

Für die Sozialversicherung Wismut war die Anwendung einer Anerkennungsschwelle eine 
Arbeitshilfe im Feststellungsverfahren einer Berufskrankheit entsprechend dem Wissensstand 
über die Auslösung eines Bronchialkrebses durch Inhalation von Radon-Folgeprodukten. Ein 
solches Vorgehen ist nicht ungewöhnlich. 

Ausgehend von epidemiologischen Befunden über das Bronchialkrebsrisiko, insbesondere 
von Uranbergleuten in den USA, in Kanada und in der CSFR und von bereits bestehenden 
Modellen zur Abschätzung dieses Risikos /10/ wird z. Z. ein relatives Risiko-Modell disku­
tiert, das den Gegebenheiten bei der Wismut besser angepaßt sein soll /33/. Es wird von einer 
proportionalen Beziehung zwischen der beruflichen Exposition durch Radon-Folgeprodukte 
und dem zusätzlichen relativen Bronchialkrebsrisiko ausgegangen. Dabei wird berücksichtigt, 
daß der relative Risikokoeffizient, d. h. das zusätzliche relative Risiko pro Einheit der kumu­
lierten Exposition durch Radon-Folgeprodukte, vom Alter des Beschäftigten zur Zeit der Ex­
position und vom Alter bei der Diagnose abhängt. Für die zeitliche Risikoprojektion wird als 
wesentliche Variable die Zeit nach der Exposition betrachtet. 

Das Feststellungsverfahren für eine Berufskrankheit stellt grundsätzlich auf den Einzelfall ab. 
Für den Einzelfall sind die Kausal-Zusammenhänge zwischen beruflicher Tätigkeit und schä­
digender Einwirkung einer Noxe einerseits und schädigender Einwirkung und Erkrankung an­
dererseits zu prüfen. Die einschlägigen Grenzwerte von Strahlenschutzbestimmungen zielen 
auf prophylaktische Maßnahmen der Unfall- und Berufskrankheitenverhütung und sie dürfen 
nicht als Ablehnungs- oder Anerkennungskriterien im Feststellungsverfahren für Berufs­
krankheiten verwendet werden (/3/, 1151, 1311 und /32/). 

Grundlage der Anerkennung von strahlenbedingtem Bronchialkrebs als Berufskrankheit ist in 
jedem Fall die Ermittlung der individuellen Strahlenexposition. Die dazu notwendigen Mes­
sungen bei der Wismut haben folgende Historie 
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bis 1954: 
Keine Radon-Messungen (Messungen der Gamma-Strahlung zur Erkundung und Sortie­
rung von Uranerz). 

ab1955: 
Radon-Messungen mittels einzelner Wetterproben an Arbeitsorten. Diese Messungen 
wurden nach 1964 nach Umfang und Zielstellung verändert. 

ab 1964: 
Messung der potentiellen Alpha-Energie-Konzentration der Radon-Folgeprodukte an Ar­
bei tsorten (Markov-Methode). 

zusätzlich ab 1971: 
Ortsdosimetrie (Berechnung und Erfassung der individuellen Strahlenexposition aus der 
Konzentration von Radon-Folgeprodukten vor Ort bzw. im Arbeitsbereich multipliziert 
mit der Aufenthaltszeit). 

zusätzlich ab 1991: 
Einsatz von Personendosimetern (Luftaktivität und Gamma-Dosis). 

Bei den Meßergebnissen für die Konzentration von Radon und Radon-Folgeprodukten sind 
Abweichungen bis zu einem Faktor zehn um den Mittelwert möglich. Das betrifft insbesonde­
re Zeiten sehr hoher Strahlenexpositionen, also die Jahre vor 1960. Da für den Zeitraum vor 
1970 über die Arbeitsorte der Beschäftigten keine ausreichenden und über die Konzentratio­
nen an solchen Arbeitsorten ungenügende Kenntnisse vorhanden sind, ist es unmöglich, indi­
viduelle Strahlenexpositionen für diesen Zeitraum zu berechnen. Jede Abschätzung führt zu 
Kollektivmittelwerten, ggf. nach Bergwerken und Tätigkeitsgruppen differenziert. Nachträg­
lich werden detaillierte Meßdaten größtenteils nicht mehr zu beschaffen sein, weil wichtige 
Betriebsbedingungen verändert wurden. Zum Beispiel wurde die Bewetterung verstärkt, um 
die Konzentration der Radon-Folgeprodukte in der Luft zu verringern, das Naßbohrverfahren 
bei der Erzgewinnung wurde eingeführt, um die Staubentwicklung zu reduzieren, und die Ab­
baumethode führt zum weitgehenden Versetzen der Abbauräume in den Bergwerken. 

Erst mit der Einführung einer individuellen Belastungskartei über die Ortsdosimetrie ab 1971 
werden individuelle Strahlenexpositionen berechnet und dokumentiert. Bei der Ortsdosimetrie 
wird die Konzentration der Radon-Folgeprodukte durch Luftprobenahme im Arbeitsbereich 
der Beschäftigten ermittelt. Bei sonderbelüfteten Arbeitsplätzen wird zusätzlich die Vorbela­
stung der vom Lüfter angesaugten Luft bestimmt. Beschäftigte, die keinen festen Arbeitsplatz 
haben (z. B. Steiger), werden in Tätigkeitsgruppen zusammengefaSt und ihnen wird entspre­
chend ihrem Bewegungsbereich (Bergabteilung, Grubenbereich oder Gesamtgrube) ein 
Durchschnittswert zugeordnet. Eingesetzt werden jeweils monatliche mittlere Ortswerte. We­
gen der bekannten Probleme derartiger Verfahren (z. B. Bewertung von Betriebsstörungen) 
sind die Ergebnisse aber nicht ohne Prüfung und Bewertung verwendbar. 

Für die Strahlenexposition der in den Gruben Beschäftigten werden folgende Schwankungs­
bereiche angegeben /34/: 
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bis 1955" 30 bis 300 WLM/a 
1956 bis 1960 10 bis 100 WLM/a 
1961 bis 1965 5 bis 50 WLM/a 
1966 bis 1970 3 bis 25 WLM/a 
1971 bis 1975 2 bis 10 WLM/a 

ab 1976 I bis 4 WLM/a 

Die hohen Strahlenexpositionen vor mehr als dreißig Jahren hatten ihre Ursache in der gerin­
gen Bewetterung der Bergwerke, die bis in die fünfzigerJahrehinein auf natürlicher Bewette­
rung beruhte. Ab Mitte der fünfziger Jahre wurden Hauptgrubenlüfter installiert. Dadurch 
wurden die Wettermengen wesentlich erhöht und die Schadstoffkonzentrationen deutlich er­
niedrigt. Strahlenschutz im Uranbergbau ist wesentlich über die Verbesserung der Wetterfüh­
rung erreichbar. Durch eine geeignete Wahl der Wetterrichtung wurde zunehmend sicherge­
stellt, daß den belegten Arbeitsplätzen insbesondere im Abbau und im Vortrieb nur Wetter mit 
möglichst geringer Vorbelastung zugeführt wurden. Dem Austritt von Radon aus abgeworfe­
nen Grubenbauen in den Frischwetterbereich und damit in den Aufenthaltsbereich der in der 
Grube Beschäftigten wurde entgegengewirkt durch Hermetisierungsmaßnahmen, durch Über­
druckbewetterung, soweit dies in begrenztem Umfang möglich war, und durch Drainagebe­
wetterung. Drainagebewetterung ähnelt der Methanabsaugung im Steinkohlebergbau. Die 
Tendenz dieser Maßnahmen zeigte sich in den stetig abnehmenden Strahlenexpositionen für 
die Beschäftigten. 
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